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VORWORT – UND WARNHINWEIS

Alles begann mit Katie Miller, einer in Florida geborenen US-Amerikanerin. Sie wurde zu Beginn des Jahres mit einer einzigen Aktion zumindest bei uns ziemlich bekannt. Das hatte vor allem damit zu tun, dass sie die Ehefrau von Stephen Miller ist. Und was dieser Mann denkt und von sich gibt, ist in der Regel von grundsätzlicher Bedeutung und hat daher manchmal direkten Einfluss auf die Welt, denn er ist im Moment nun einmal als stellvertretender Stabschef von Präsident Donald J. Trump einer der einflussreichsten Männer in der amerikanischen Politik – und damit der Welt.

Jene Katie Miller hat im Zusammenhang mit der damals laufenden Diskussion über die Zukunft Grönlands einen Post auf X veröffentlicht, in dem sie die Umrisse von Grönland mit amerikanischer Flagge dargestellt und in Großbuchstaben das Wort SOON (also: BALD) hinzugefügt hat. Man muss jetzt nicht besonders intelligent sein, um die Botschaft zu verstehen: Nach ihrer Meinung wird (oder soll zumindest) Grönland bald Teil der USA sein (bzw. werden). Und diese Botschaft wurde von den Grönländern auch als das verstanden, was sie sein sollte: eine unverhohlene Drohung. Man kann sich nun beim besten Willen nicht vorstellen, dass es sich hierbei »nur« um die private Meinung einer Ehefrau handelte – zumal in der MAGA-Bewegung, der das Ehepaar Miller ja wohl angehört, unabhängige öffentliche Meinungen von Ehefrauen vermutlich eher die Ausnahme sind.

Für jeden politisch Interessierten, dessen Haltung auf den Grundwerten der Demokratie europäischer Prägung und dem internationalen Völkerrecht beruht, ist diese Botschaft nur sehr schwer zu ertragen. Derzeit sind die Diskussionen über Grönland zwar eher abgeklungen, was aber vermutlich wenig besagt: Das Interesse von Präsident Trump an dieser Insel, die völkerrechtlich immer noch zu Dänemark gehört, dürfte ungebrochen sein.

So weit, so gut. Man könnte nun argumentieren, dass das Thema damit zumindest für den Moment erledigt ist. Aber die Positionen des amerikanischen Präsidenten sind bekanntermaßen sehr sprunghaft, so dass Diskussionen über Grönland jederzeit wieder aktuell werden können. Außerdem kann man sich die Frage stellen, ob das Interesse der USA an anderen Ländern außerhalb des amerikanischen Kontinents damit endet. Es gab ja schon einen ersten Kommentar eines republikanischen Politikers aus der zweiten Reihe der Partei – pikanterweise vom designierten amerikanischen Botschafter in Island, was dann als Scherz abgetan wurde –, warum sich die USA nicht auch noch (gleich) Island einverleiben.

Also: Was wollen die USA machtpolitisch erreichen? Wie weit geht ihr »Appetit« auf andere Länder, wenn sie das eigentlich immer noch geltende Völkerrecht einfach ignorieren? Gleichzeitig unterstützen die USA rechtsradikale europäische Parteien – Beispiele sind die vielfältigen Kontakte zwischen der amerikanischen MAGA-Bewegung und der AfD in Deutschland oder die verbale amerikanische Unterstützung für ähnliche Parteien in Frankreich, Ungarn, Polen oder der Slowakei. Kann es da einen Zusammenhang geben und was könnte das Ergebnis aus der Kombination dieser beiden Entwicklungen sein? Eine interessante Frage, der man sich auf höchst unterschiedlicher Art und Weise nähern kann. Hier geschieht dies in Form einer Satire. Was folgt ist also keine seriöse politische Analyse, sondern eine Satire über die Entwicklung Europas und der EU in den kommenden Jahren im Fall eines ungezügelten Machtappetits der USA und ihrer politischen Einflussnahme auf Europa.

Es hat großen Spaß gemacht, diese Vorstellung einmal mit satirischen Mitteln durchzuspielen – und es war gleichzeitig ein großer Schock, das Ergebnis zu sehen: eine EU unter amerikanischer Führung. Es erscheint extrem wahrscheinlich, dass es eine Fiktion bleiben und nicht doch noch in der einen oder anderen Form Realität werden wird – aber man weiß natürlich nie …

Um es noch einmal klar zu sagen: Was folgt ist eine Fiktion und eine maßlose Übertreibung, die vollkommen unrealistisch erscheint. Daher wird schon an dieser Stelle ganz deutlich ein Warnhinweis angebracht: Bei dem folgenden Text handelt es sich um eine Satire. Dabei werden explizit derzeit lebende und zum Teil sehr bekannte Personen genannt, aber mit Ausnahme der Entführung von Präsident Maduro durch die Drogenbehörde der USA entspringen alle anderen beschriebenen Handlungen und Ereignisse der Fantasie. Es ist eigentlich nicht vorstellbar, dass irgendeine der aufgeführten Personen jemals so handeln würde (oder in Einzelfällen etwa doch???). Abweichende Ansichten sind als mutwillige Unterstellungen bzw. alternative Fakten (»fake news«) einzustufen und werden vom Autor in keinster Weise geteilt.

Konz, März 2026

Werner Grünewald




12. JANUAR 2035

Heute ist ein besonderer Tag für Europa. Denn heute trifft sich der Europäische Rat vermutlich zum letzten Mal in der bisherigen Zusammensetzung in Brüssel, um grundlegende Reformen des Europäischen Vertragswerks auf den Weg zu bringen. Sie müssen zwar noch von den nationalen Parlamenten – und in einigen Fällen durch Volksabstimmungen – ratifiziert werden, aber das erscheint angesichts der aktuell – und damit auch aller Voraussicht nach zukünftig – herrschenden Mehrheitsverhältnisse eine reine Formalität zu sein. Zwar fremdeln manche Regierungschefs, allen voran der mittlerweile greise Viktor Orban aus Ungarn, immer noch mit einigen Teilen des neuen Vertragswerks, aber die neue Realität hat letztlich auch ihn dazu gebracht zuzustimmen.

Für Deutschland nehmen Bundeskanzler Alice Weidel – sie verbittet sich das Gendern und damit auch, Frau Bundeskanzlerin genannt zu werden – und Vizekanzler Jens Spahn an der historischen Sitzung teil. Sogar König Donald I. hat trotz seines hohen Alters und seiner mittlerweile weit fortgeschrittenen Demenz sein Kommen zugesagt, denn mit dem heutigen Tag wird sein Traum von der Westlichen Einflusssphäre unter seiner Führung durch die Aufnahme einer modifizierten Europäischen Union endlich Wirklichkeit. Dank seiner unermüdlichen Anstrengungen, seines außergewöhnlichen Verhandlungsgeschicks, aber auch der einen oder anderen Machtdemonstration ist die größte Freihandelszone der Welt unter der Führung der USA endlich Realität geworden: Sie reicht von Australien bis nach Europa an die aktuelle Grenze des Machtbereichs Russlands.

Die neue Abgrenzung der Einflusssphären verlief nicht ohne den einen oder anderen Dämpfer, denn König Donald I., so sein aktueller Status, musste auch einige schmerzliche Zugeständnisse machen. Dazu gehört die Abtretung des neuen Staates »Balputinum«, der die bisherigen selbständigen Staaten Estland, Lettland und Litauen umfasst, an die russische Hemisphäre ebenso wie die erneute Teilung Polens. Nach dem ausgehandelten Vertrag zwischen den USA, Russland und China unter Vermittlung der Vereinten Nationen – es wäre wohl besser von »in Anwesenheit der Vereinten Nationen« zu sprechen – gehört der Teil Polens östlich der Weichsel wie zeitweise auch schon in der Vergangenheit erneut zum russischen Machtbereich, während das restliche polnische Staatsgebiet als neuer Staat »Westpolen« weiterhin Mitglied der EU sein wird. Auch an der Südostgrenze der alten EU gab es leichte Korrekturen, die von König Donald I. aber durchaus als Erleichterung wahrgenommen wurden: Die Ukraine wie auch die Republik Moldau werden formal selbständige Vasallenstaaten Russlands, und auch die Abtretung einiger Gebiete Rumäniens und ihre Zusammenfassung zum neuen Staat »Ostrumänien« bereiteten ihm keine großen Sorgen; der Rest des Landes verbleibt als neuer Staat »Westrumänien« in der EU.

Außerdem wurde die EU nach seinen Wünschen um für die Sicherheit der USA wichtige Gebiet erweitert. Island und Norwegen sind nun Vollmitglieder, wobei der Beitritt Norwegens bis zuletzt umstritten war und erst möglich wurde, als die norwegische Regierung sich vertraglich verpflichtete, ihm im folgenden Jahr endlich den ihm schon lange zustehenden Friedensnobelpreis höchst feierlich im Ballsaal des Weißen Hauses zu überreichen. Und selbst die Schweiz ist dem neuen Staatenbund beigetreten, wenn auch erst nach einigem Druck seinerseits. Der wiederholte Hinweis der Schweiz auf ihre jahrhundertelange Neutralität wurde aufgrund der Tatsache, dass dieser Begriff in der neuen Weltordnung keine Bedeutung mehr hat, vom Tisch gewischt. Als Belohnung erhielt sie Liechtenstein, diesen Anachronismus aus der österreich-ungarischen KuK-Zeit, das jetzt mit den beiden Teilkantonen Inner- und Ausserrhoden den neuen Kanton »Grossrhoden« bildet. Sein diplomatisches Meisterstück aber war die Wiedereingliederung des Vereinigten Königreichs in die EU. Der starke Mann des Landes, Nigel Farrage, hatte sich bis zuletzt gesträubt, konnte dann aber mit lukrativen Posten und finanziellen Anpassungen überzeugt werden. Keine besondere Erwähnung Wert ist dagegen die restliche Bereinigung der politischen Landschaft Europas: San Marino und der Vatikanstaat sind jetzt Teil Italiens – der Vatikanstaat schon alleine aufgrund der Weigerung des amerikanischen Papstes, den Präsidenten der USA uneingeschränkt zu unterstützen –, Andorra und Monaco gehören in der Zukunft fest zu Frankreich. Wegen Andorra hatte es noch kurze Unstimmigkeiten mit Spanien gegeben, da sich aber Frankreich bei den Verhandlungen wesentlich flexibler als sein südlicher Nachbar gezeigt hatte, war es nur konsequent, Andorra Frankreich einzuverleiben. Nur der Vollständigkeit halber sei noch hinzugefügt, dass sich für die früheren Beitrittskandidaten der EU auf dem Balkan niemand interessierte, so dass diese Länder wie Albanien, Montenegro oder Mazedonien sich selbst überlassen wurden, was zu einer deutlichen Verschlechterung der Lebensverhältnisse ihrer Einwohner führte.

Aber wie war es zu diesen grundlegenden Veränderungen gekommen? Alles hatte am 3. Januar 2026 begonnen, also vor etwas mehr als neun Jahren. Es war der Tag, an dem der umstrittene damalige venezolanische Machthaber Maduro in einer Nacht- und Nebelaktion aus Caracas entführt und in die USA gebracht worden war. Der damalige Präsident Donald J. Trump hatte wiederholt mit so einer Aktion gedroht, war aber am Ende des Tages doch überrascht, wie problemlos seine Mitarbeiter den Job erledigen konnten. Und er hatte die Reaktionen der anderen Länder richtig eingeschätzt: Natürlich gab es großes Getöse vor allem aus China und Russland, das sich aber schon bald legte. Und die vorgeblichen Alliierten der USA, allen voran die europäischen Staaten und Kanada, beließen es bei diplomatischen Hinweisen auf das Völkerrecht, das für ihn sowieso bedeutungslos war – weiter wollten sie schon deshalb nicht gehen, weil sie vor allem sicherheitspolitisch von den USA abhängig waren.

Beeindruckt von der Leichtigkeit, mit der er diese Aktion durchziehen konnte, fühlte sich der Präsident der USA gestärkt, an der Schaffung einer neuen Weltordnung nach seinen Vorstellungen weiterzuarbeiten. Die nächsten Veränderungen gab es in Kuba und Kolumbien, wo es ihm auch mit relativ geringem Aufwand gelang, Marionettenregierung nach seinem Gusto einzusetzen. Allerdings wurden beide Regierungen bei den folgenden demokratischen Wahlen aus dem Amt gejagt und die jeweils neuen Machthaber zeigten sich bei weitem weniger willfährig den USA gegenüber. Präsident Trump, inzwischen König Donald I., stieß erstmals auf Widerstand, und das an einer Stelle, an der er nicht damit gerechnet hatte. Er setzte die demokratisch gewählten Regierungen in beiden Ländern wie auch in Venezuela kurzerhand ab und übernahm die Regierung in allen drei Ländern selbst. Er stufte sie zu Außenterritorien der USA nach dem Vorbild von Puerto Rico herab und hoffte, damit die Lage schnell in den Griff zu bekommen. Diesmal allerdings täuschte er sich und sah letztlich ein, dass er mehr Zeit für die Umgestaltung dieser drei Länder verwenden musste, denn er musste starke militärische Kräfte einsetzen, um die nur langsam nachlassenden Widerstände der Bevölkerungen gerade auch in Form von Guerillaaktionen zu brechen.

Zu Verzögerungen kam es aber auch aus innerpolitischen Gründen. Ursache dafür waren die Zwischenwahlen in den USA im November 2026, als die MAGA-Bewegung von Präsident Trump in beiden Häusern des amerikanischen Parlaments die Mehrheit verlor. Die siegreichen Delegierten der Demokratischen Partei im Kongress begannen unverzüglich damit, den amtierenden Präsidenten in seine Schranken zu weisen – für ihn ein unhaltbarer Zustand. Aufgrund einzelner kleinerer Unregelmäßigkeiten bei diesen Wahlen sprach er von erneutem Wahlbetrug und weigerte sich, das Wahlergebnis anzuerkennen. In seiner Not wandte er sich an den Obersten Gerichtshof und bat ihn um die Annullierung der Ergebnisse. Bis zu Neuwahlen unter aus seiner Sicht fairen Bedingungen sollte die bisherige Zusammensetzung von Senat und Repräsentantenhaus weiterhin die Geschicke des Landes lenken. Dieser Argumentation folgte der Supreme Court mit 5:4 Stimmen. Präsident Trump war klar, dass ihm seine Macht sehr bald abhandenkommen könnte, so dass er mit Hilfe seiner Gefolgsleute einen Staatsstreich initiierte. Sie brachten den King’s Act in beiden Häusern des Kongresses ein, dessen einziger Inhalt die Außerkraftsetzung der amerikanischen Verfassung und damit die Abschaffung der Demokratie in den USA und gleichzeitig die Installation einer Erbmonarchie nach dem Vorbild Frankreichs vor der Revolution von 1789 war. Es kam in den folgenden Wochen im Land zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen, die er nur durch den Einsatz großer Einheiten der Nationalgarde und der regulären Armee in den Griff bekam. Da es danach auch der Oberste Gerichtshof nicht mehr wagte, sich den Plänen des damals noch amtierenden Präsidenten entgegen zu stellen – gerüchteweise waren dafür auch massive persönliche Einschüchterungen verantwortlich –, stand der Einrichtung der Trump-Monarchie nichts mehr im Wege. Standesgemäß wurde die Krönung mit viel Pomp und noch mehr brachialen Machtdemonstrationen gefeiert, mit einem rauschenden Fest im neu eröffneten Ballsaal des Weißen Hauses als glanzvollem Höhepunkt. Der einzige Misston war das versteinerte Gesicht seiner Frau Melania während des ganzen Tages, die ihm offensichtlich übel nahm, dass sie nicht gleichzeitig zur ersten amerikanischen Königin gekrönt wurde. Aber das war nun einmal sein Tag, und den wollte er sich von niemanden, auch nicht von seiner Frau, streitig machen lassen – es war der bisherige Höhepunkt seines auch sonst schon so großartigen
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